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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 11.02.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung.

Die im Jahr 1964 geborene KlÃ¤gerin ist gelernte Bautechnikerin und zog am
15.11.1991 aus Kasachstan in die Bundesrepublik Deutschland. Zuletzt war die
KlÃ¤gerin als Reinigungskraft tÃ¤tig. Seit Februar 2014 ist die KlÃ¤gerin arbeitslos
bzw. arbeitsunfÃ¤hig. Mit Bescheid vom 12.08.2015 wurde der KlÃ¤gerin ein Grad
der Behinderung von 50 vom Landratsamt L. zuerkannt. Vom 05.05.2015 bis zum
02.06.2015 durchlief die KlÃ¤gerin eine stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme in
der Z.klinik in St. B. (Entlassungsbericht vom 12.06.2015, Diagnosen: LWS-Syndrom
mit rezidivierenden Belastungsbeschwerden bei Zustand nach Dekompression
L3/L4/L5 und FunktionseinschrÃ¤nkung, HWS-Syndrom mit rezidivierenden
Belastungsbeschwerden bei Zustand nach Kyphoplastie und hochgradiger
FunktionseinschrÃ¤nkung, Hypertonie, Adipositas, HypercolesterinÃ¤mie,
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LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r noch leichte bis mittelschwere Arbeiten sechs Stunden
arbeitstÃ¤glich und mehr).

Die KlÃ¤gerin beantragte am 07.09.2015 die GewÃ¤hrung einer
Erwerbsminderungsrente.

Die Beklagte veranlasste eine orthopÃ¤dische Begutachtung der KlÃ¤gerin durch
Dr. H. Dieser kam in seinem am 15.12.2015 erstellten Gutachten zu einem
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten unter Beachtung von qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen fÃ¼r sechs Stunden und mehr und diagnostizierte
einen Zustand nach Nukleotomie und Bandscheibenprothesenimplanation C 6/7 bei
Diskusprolaps C6/7 mit C7 Radikulopathie rechts, ein rezidivierendes
BrustwirbelsÃ¤ulensyndrom bei Fehlstatik und degenerativen VerÃ¤nderungen, ein
rezidivierendes lumbales pseudoradikulÃ¤res Schmerzsyndrom rechts bei
degenerativen VerÃ¤nderungen ohne Anhalt fÃ¼r eine Nervenwurzelirritation.

Die Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom 04.01.2016 ab und fÃ¼hrte aus,
dass die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung nicht erfÃ¼llt seien.

Die KlÃ¤gerin erhob hiergegen am 20.01.2016 Widerspruch.

Die KlÃ¤gerin befand sich vom 27.05. bis zum 17.06.2016 in einer weiteren
stationÃ¤ren MaÃ�nahme zur medizinischen Rehabilitation in der Rehaklinik S. in D
â�¦ Der Entlassungsbericht vom 24.06.2016 sah noch ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte TÃ¤tigkeiten sechs Stunden arbeitstÃ¤glich und mehr gegeben und
diagnostizierte eine chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen
Faktoren im Stadium III nach Gerbershagen, Depressionen, ein Prolaktinom
(Erstdiagnose 1991), ein degeneratives HalswirbelsÃ¤ulen- und
LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom, NPP, mehrfach operativ therapiert, ein
metabolisches Syndrom sowie eine chronische Synovitis.

Die Beklagte lieÃ� die KlÃ¤gerin zudem neurologisch-psychisch begutachten. Dr. E.
D. kam in ihrem am 19.07.2016 erstellten Gutachten zur Diagnose eine Dysthmie,
einer chronischen SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren
sowie anamnestisch einer Angabe von MigrÃ¤ne. Die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage
leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten sechs Stunden arbeitstÃ¤glich und mehr zu
verrichten.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 21.09.2016
zurÃ¼ck und fÃ¼hrte aus, dass die KlÃ¤gerin noch leichte TÃ¤tigkeiten und in
Nachtschicht ohne besonderen Zeitdruck ohne Akkord und in wechselnder aber
nicht gleichfÃ¶rmiger KÃ¶rperhaltung sechs Stunden und mehr verrichten kÃ¶nne.

Die KlÃ¤gerin erhob hiergegen am 18.10.2016 Klage beim Sozialgericht Heilbronn
(nachfolgend SG) und verwies zur KlagebegrÃ¼ndung auf die von ihr durchlaufenen
Behandlungen seit dem Jahr 2012. Das bei der KlÃ¤gerin vorliegende Krankheitsbild
rechtfertige eine volle Erwerbsminderung. Sie sei nicht mehr in der Lage noch
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mindestens drei Stunden tÃ¤glich auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auch nur einer
leichten TÃ¤tigkeit nachzugehen.

Das SG vernahm die die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte schriftlich als
sachverstÃ¤ndige Zeugen.

Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie Dr. A. fÃ¼hrte in einer Stellungnahme vom
29.12.2016 aus, dass sie die KlÃ¤gerin seit dem 11.05.2016 behandele und eine
rezidivierende depressive StÃ¶rung gegenwÃ¤rtig mittelgradige Episode und eine
somatoforme SchmerzstÃ¶rung diagnostiziert habe. Die KlÃ¤gerin sei nicht in der
Lage sechs Stunden tÃ¤glich im selbst ausgeÃ¼bten Beruf tÃ¤tig zu werden. Sie
kÃ¶nne noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
mit einem zeitlichen Rahmen von drei bis vier Stunden verrichten.

Dr. N. Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie teilte mit Schreiben vom
11.01.2017 mit, dass die KlÃ¤gerin noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten in
zeitlichem Umfang von sechs Stunden verrichten kÃ¶nne. Es bestehe ein
chronisches Schmerzsyndrom mit somatischen und psychischen Faktoren, sowie
rezidivierende depressive Episoden.

Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. T. gab mit Schreiben vom 20.01.2017
an, dass sie die KlÃ¤gerin regelmÃ¤Ã�ig seit dem 03.07.2007 behandele. Die
KlÃ¤gerin sei nicht mehr in der Lage, tÃ¤glich sechs Stunden zu arbeiten. Sie
kÃ¶nne eventuell noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten drei Stunden tÃ¤glich
ausÃ¼ben. Im Vordergrund stehe eine psychische Erkrankung und ein chronisches
Schmerzsyndrom.

Der OrthopÃ¤de Dr. A. fÃ¼hrte mit Schreiben vom 23.12.2016 aus, dass ein
chronisches Hals-Brust und LendenwirbelsÃ¤ulenschmerzsyndrom mit
Bandscheibenvorfall der HalswirbelsÃ¤ule C6/7 und Bandscheibenvorfall der
LendenwirbelsÃ¤ule L3/4 und L4/5 und der BrustewirbelsÃ¤ule TH 5 bis TH 9 mit
chronischen Ã¼ber Wochen anhaltenden Nervenwurzelkompressionssyndrom sowie
eine Chondropathia patellae beidseits retropatellare Chondromalazie Grad IV mit
anhaltenden Reizerscheinungen sowie Fersenspornerkrankung beidseits sowie
arterielle Gelenkarthrose rechts mehr als links und der Schulter vorliege. Leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten seien nur noch drei bis sechs Stunden mÃ¶glich.

Privatdozent Dr. H. Klinik fÃ¼r Innere Medizin Kardiologie Endokrinologie
Diabethologie und Internistische Intensivmedizin vom Krankenhaus Bietigheim
Vaihingen gab mit Schreiben vom 28.02.2017 an, dass die KlÃ¤gerin noch leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt fÃ¼r sechs Stunden
tÃ¤glich verrichten kÃ¶nne. Er habe eine NormoprolaktinÃ¤mie sowie eine
Adipositas Grad II eine anamnestische arterielle Hypertonie diagnostiziert.

Das SG zog des Weiteren Befundberichte Ã¼ber die Behandlung eines
Blasentumors in der Klinik fÃ¼r Urologie des Klinikums L. bei (vgl. Bl. 110 bis 116,
118 bis 120 sowie 122 der SG-Akte).
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Das SG beauftragte Dr. S. mit der Erstellung eines neurologisch psychiatrischen
Gutachtens von Amts wegen in seinem am 21.03.2018 erstellten Gutachten
diagnostizierte Dr. S. eine Dysthmia, eine SomatisierungsstÃ¶rung â�� anhaltende
somatoforme SchmerzstÃ¶rung, Kombinationskopfschmerzen sowie einen
schÃ¤dlichen Nikotinkonsum. Auf internistischem Gebiet bestehe ein
medikamentÃ¶s behandelndes Bluthochdruckleiden eine medikamentÃ¶s
behandelnde FettstoffwechselstÃ¶rung, eine Adipositas Grad II sowie ein Zustand
nach Mikroprolapktinom. Die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten
sechs Stunden arbeitstÃ¤glich und mehr zu verrichten.

Das SG beauftragte des weiteren Dr. T. mit der Erstellung eines orthopÃ¤dischen
Gutachtens von Amts wegen. In seinem am 04.04.2018 erstellten Gutachten kam
Dr. T. zum Ergebnis, dass der KlÃ¤gerin noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zumutbar seien. Dr. T. diagnostizierte 1.
Beginnende degenerative VerschleiÃ�erkrankung der HalswirbelsÃ¤ule mehrfacher
Voroperationen, Implantation einer Bandscheibenprothese C6/C7 2015 mit
verbliebener endgradiger FunktionseinschrÃ¤nkung ohne radikulÃ¤re
Ausfallsymptomatik, 2. beginnende degenerative VerschleiÃ�erkrankung der
BrustwirbelsÃ¤ule, kernspintomographisch nachgewiesene
BandscheibenvorwÃ¶lbungen TH 5/6 bis TH 8/9 ohne FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
und ohne radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik. 3. beginnende degenerative
VerschleiÃ�erkrankungen der LendenwirbelsÃ¤ule, mehrfache Voroperationen,
kernspintomographisch nachgewiesener Bandscheibenvorfall L3/L4 mit endgradiger
FunktionseinschrÃ¤nkung ohne radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik, 4.
kernspintomographisch nachgewiesene kleine Osteochondrosis disekans mediale
Thalusschulter am rechten Sprunggelenk ohne aktuelle
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung, 5. Beginnende degenerative VerschleiÃ�erkrankung
des Schultereckgelenks beidseits ohne aktuelle FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen.

Das SG beauftragte zudem Dr. H. mit der Erstellung eines nervenÃ¤rztlichen
Gutachtens nach Â§ 109 SGG. In seinem am 12.07.2018 erstellten Gutachten
diagnostizierte Dr. H. eine anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung sowie eine
rezidivierende depressive StÃ¶rung mit aktuell leichter depressiver Episode im
Grenzbereich zu mittelgradiger depressiver Episode. Eine leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt kÃ¶nne regelmÃ¤Ã�ig noch sechs
Stunden arbeitstÃ¤glich verrichtet werden.

Das SG hat ein weiteres Gutachten nach Â§ 109 SGG beim OrthopÃ¤den Dr. H.
eingeholt. Dieser kam am 06.11.2018 zum Ergebnis, dass ein chronisches
Ã¼berwiegend funktionelles Schmerzsyndrom vorliege. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch
leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten sechs Stunden arbeitstÃ¤glich verrichten.

Das SG wies die Klage mit Gerichtsbescheid vom 11.02.2019 ab und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung an, dass nach den Gutachten von Dr. S. und Dr. T. sowie Dr. H. und
Dr. H. noch ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten im zeitlichen Umfang
von sechs Stunden arbeitstÃ¤glich vorliege.

Die KlÃ¤gerin hat gegen den ihrem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 14.02.2019
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zugestellten Gerichtsbescheid am 04.03.2019 Berufung beim Landessozialgericht
Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) erhoben und hat ausgefÃ¼hrt, dass das SG den
Befundbericht von der Dres. S. und K. vom 28.11.2018 sowie ein Befundbericht des
Neurologen und Psychiaters Dr. B. vom 13.12.2018 nicht gewÃ¼rdigt habe. Die
KlÃ¤gerin habe sich im Zeitraum vom 20.12.2018 bis 21.12.2018 in stationÃ¤rer
Behandlung in der Urologischen Klinik des UniversitÃ¤tsklinikums T. befunden.
Folge dieser Behandlung seien Harnwegsinfektionen gewesen, weshalb sie sich am
23.12.2018 und 26.12.2018 wiederum stationÃ¤r dort vorstellen musste. Am
29.01.2019 sei eine Arthroskopie des rechten Kniegelenkes vorgenommen worden.
HÃ¤tte das SG die chronische SchmerzstÃ¶rung verbunden mit dem sog.
Fibromyalgie-Syndrom verbunden mit den bereits beschriebenen gesundheitlichen
Auswirkungen berÃ¼cksichtigt, wÃ¤re es zu dem Ergebnis gekommen, dass die
KlÃ¤gerin nicht mehr in der Lage sei noch mindestens drei Stunden tÃ¤glich auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt einer nur leichten TÃ¤tigkeit nachzugehen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 11.02.2019 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 04.01.2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 21.09.2016 zu verurteilen der KlÃ¤gerin eine Rente
wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung ab Antragstellung zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hat die Berufungserwiderung auf den Vortrag im erstinstanzlichen
Verfahren sowie auf die AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Gerichtsbescheid
verwiesen.

Die Berichterstatterin hat das Verfahren mit den Beteiligten am 22.07.2019 in
einem nichtÃ¶ffentlichen ErÃ¶rterungstermin erÃ¶rtert. In diesem Termin hat die
Berichterstatterin darauf hingewiesen worden, dass der Senat darÃ¼ber
entscheiden werde, ob der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGG wegen
MissbrÃ¤uchlichkeit der Rechtsverfolgung Verschuldenskosten in HÃ¶he von
mindestens 225 EUR an die Staatskasse zuzÃ¼glich die HÃ¤lfte der PauschgebÃ¼hr
i.H.v. 112,50 EUR an die Beklagte auferlegt werden. BezÃ¼glich der weiteren
Einzelheiten wird auf die Niederschrift zum Termin auf Bl. 85 bis 86 der Senatsakt
verwiesen.

Der Senat hat mit Beschluss vom 18.10.2019 nach vorheriger AnhÃ¶rung der
Beteiligten die Berufung nach Â§ 153 Abs. 5 SGG auf die Berichterstatterin
Ã¼bertragen.

BezÃ¼glich des weiteren Vorbringens der Beteiligten und der weiteren Einzelheiten
des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge, die beigezogenen
Verwaltungsakten der Beklagten sowie die von der KlÃ¤gerin im erst- und
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zweitinstanzlichen Verfahren eingereichten Befundberichte verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht eingelegte
Berufung der KlÃ¤gerin ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 SGG zulÃ¤ssig, aber
unbegrÃ¼ndet. Der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid der Beklagten vom
04.01.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.09.2016 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin kann
die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung nicht beanspruchen. Der
angefochtene Gerichtsbescheid des SG ist nicht zu beanstanden.

Ã�ber die Berufung konnte die Berichterstatterin zusammen mit den
ehrenamtlichen Richtern entscheiden, nachdem das SG mit Gerichtsbescheid vom
11.02.2019 entschieden hatte und die Berufung der Berichterstatterin durch
Beschluss des Senates nach Â§ 153 Abs. 5 SGG Ã¼bertragen worden war. Der
Senat hat keine GrÃ¼nde feststellen kÃ¶nnen, die eine Entscheidung durch den
ganzen Senat erforderlich machen, solche waren auch nicht in der AnhÃ¶rung von
den Beteiligten mitgeteilt worden. Auch in der mÃ¼ndlichen Verhandlung haben die
Beteiligten keine Anhaltspunkte dafÃ¼r mitgeteilt, die eine RÃ¼ckÃ¼bertragung
auf den Senat und eine Entscheidung durch diesen Senat erforderlich machten.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Absatz 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben
Versicherte bis zur Vollendung der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung, wenn sie teilweise erwerbsgemindert sind (Satz 1 Nr.
1), in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Satz
1 Nr. 2) und vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt
haben (Satz 1 Nr. 3). Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Satz 2). Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung haben â�� bei im Ã�brigen identischen
Tatbestandsvoraussetzungen â�� Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Absatz 2 Satz 2 SGB VI). Bei einem
LeistungsvermÃ¶gen, das dauerhaft eine BeschÃ¤ftigung von mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich â�� bezogen auf eine FÃ¼nf-Tage-Woche â�� ermÃ¶glicht, liegt
keine Erwerbsminderung im Sinne des Â§ 43 Absatz 1 und Absatz 2 SGB VI vor.
Dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Absatz 3
SGB VI).

Diese Voraussetzungen sind zur Ã�berzeugung des Senats bei der KlÃ¤gerin nicht
erfÃ¼llt. Der Senat kann nicht feststellen, dass die KlÃ¤gerin leichte TÃ¤tigkeiten
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr mindestens 6 Stunden
arbeitstÃ¤glich verrichten kann. Insoweit ist nÃ¤mlich nicht maÃ�geblich, dass der
Senat ein 6-stÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen feststellen muss, sondern dass er das
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Vorliegen von Erwerbsminderung, mithin ein LeistungsvermÃ¶gen von zumindest
weniger als 6 Stunden arbeitstÃ¤glich im Wege des Vollbeweises, also zu seiner
Ã�berzeugung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, feststellen kann.
Der Senat konnte sich aber nicht davon Ã¼berzeugen, dass die KlÃ¤gerin leichte
TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr mindestens 6 Stunden
arbeitstÃ¤glich verrichten kann.

Grundlage dieser Ã�berzeugung sind die im erstinstanzlichen Verfahren eingeholten
Gutachten von Dr. S. vom 21.03.2018, Dr. T. vom 04.04.2018, Dr. H. vom
12.07.2018 sowie von Dr. H. vom 06.11.2018 sowie die im Verwaltungsverfahren
erstellten Gutachten von Dr. H. vom 15.12.2015 und von Dr. E. â�� D., welche der
Senat im Wege des Urkundsbeweises verwertet.

Auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet bestehen bei der KlÃ¤gerin, wie der
Senat auf der Grundlage der Gutachten von Dr. S. vom 21.03.2018 sowie von Dr. H.
vom 12.07.2018 feststellt, bei der KlÃ¤gerin eine rezidivierende depressive
StÃ¶rung, eine SomatisierungsstÃ¶rung, eine anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung sowie einen Kombinationskopfschmerz.

Der Senat stellt des Weiteren auf der Grundlage der Gutachten von Dr. S. vom
21.03.2018 sowie von Dr. H. vom 12.07.2018 fest, dass es der KlÃ¤gerin aus
neurologisch-psychiatrisch-schmerzmedizinischer Sicht noch mÃ¶glich ist, leichte
kÃ¶rperliche Arbeiten ohne Akkord- oder FlieÃ�bandtÃ¤tigkeiten, ohne besonderen
Zeitdruck, ohne Nachtarbeit und ohne TÃ¤tigkeiten mit besonders hohen
Anforderungen an Konzentration und Verantwortung auszufÃ¼hren. Der KlÃ¤gerin
kann noch zugemutet werden, AufsichtstÃ¤tigkeiten oder leichte
VerpackungstÃ¤tigkeiten, Montier-, PrÃ¼f- und Reinigungsarbeiten oder andere
leichte Hilfsarbeiten zu verrichten, wie der Senat dem Gutachten von Dr. S.
entnimmt. Dieser hÃ¤lt auch eine TÃ¤tigkeit in der Poststelle eines Betriebes oder
einer BehÃ¶rde oder als Registraturkraft fÃ¼r zumutbar.

Dr. S. fÃ¼hrt in seinem Gutachten vom 21.03.2018 aus, dass im neurologischen
Befund keine Paresen oder pathologischen Befunde erhoben werden konnten. Er
weist in diesem Zusammenhang auf intermittierende deutliche Hinweise auf
zumindest Aggravation bei der kÃ¶rperlichen Untersuchung hin, so dass die
Beurteilbarkeit tatsÃ¤chlich vorhandener FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
eingeschrÃ¤nkt sei sowie auch RÃ¼ckschlÃ¼sse auf die AuthentizitÃ¤t der
anamnestischen Angaben zulasse. Im psychopathologischen Befund konnte keine
Antriebshemmung oder gar psychomotorische Hemmung erkannt werden. Die
KlÃ¤gerin zeigte redselig, wobei sie zeitweise im GesprÃ¤ch den Faden verlor und
auf das Thema zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden musste. Kognitive oder mnestische
Defizite konnten nicht erhoben werden. FÃ¼r eine hirnorganisch bedingte StÃ¶rung
psychische StÃ¶rung ergab sich kein Anhalt. Die Grundstimmung war subdepressiv
bzw. dysthym. Eine tiefgehende oder vitale depressive Stimmung lag nicht vor. Die
KlÃ¤gerin zeigte sich insgesamt sehr klagsam und jammrig. Es ergaben sich
Hinweise auf Somatisierungstendenzen mit vorwiegender Projektion auf das
muskulo-skelettale System. Die KlÃ¤gerin wirkte in ihrer GrundpersÃ¶nlichkeit leicht
histrionisch veranlagt. FÃ¼r eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung oder eine
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sozialmedizinisch relevante Suchterkrankung ergab sich kein Hinweis.

Dr. H. berichtet in seinem Gutachten vom 12.07.2018 davon, dass die Auffassung,
die Konzentration und das DurchhaltevermÃ¶gen ohne Defizite waren. Auch
mnestische StÃ¶rungen lieÃ�en sich weder im Hinblick auf die MerkfÃ¤higkeit oder
das KurzzeitgedÃ¤chtnis noch auf das LangzeitgedÃ¤chtnis nachweisen. Die
Lebensgeschichte wurde flÃ¼ssig und konzentriert berichtet. Inhaltliche
DenkstÃ¶rungen lagen nicht vor. Die Stimmungslage zeigte sich leicht,
streckenweise mÃ¤Ã�ig gedrÃ¼ckt, mit themenabhÃ¤ngiger Auflockerung. Die
affektive SchwingungsfÃ¤higkeit und der Antrieb waren leicht reduziert. Die
Psychomotorik zeigte sich ausreichend lebendig. Der kÃ¶rperlich-neurologische
Befund war bis auf SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen im linken Bein ohne funktionelle
Bedeutung ohne pathologischen Befund.

Der Senat kann mit den Gutachten von Dr. S. und Dr. H. nicht feststellen, dass die
KlÃ¤gerin auf neurologisch-psychiatrischen Fachgebiet durch die rezidivierende
depressive StÃ¶rung, die SomatisierungsstÃ¶rung bzw. anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung sowie den Kombinationskopfschmerz nicht mehr in der Lage ist,
leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sechs Stunden
arbeitstÃ¤glich und mehr zu verrichten. Ein schwerwiegender sozialer RÃ¼ckzug
und eine hÃ¶hergradige Antriebsminderung sind nicht feststellbar. Die KlÃ¤gerin
hat im familiÃ¤ren Kreis noch soziale Kontakte sowie zu einer Freundin. Der
RÃ¼ckzug aus den HaushaltstÃ¤tigkeiten kann nicht allein auf krankheitsbedingte,
sondern auch auf einen sekundÃ¤ren Krankheitsgewinn zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden.
Auch kann sich die KlÃ¤gerin noch Ã¼ber Dinge begeistern, wie bei der
Begutachtung durch Dr. S. Ã¼ber das Anschauen von bestimmten Bibelsendungen.
Dass die sexuelle Umorientierung der Tochter fÃ¼r die KlÃ¤gerin eine emotionale
Belastung darstellt, ist fÃ¼r den Senat nachvollziehbar, fÃ¼hrt jedoch noch nicht zu
einer LeistungseinschrÃ¤nkung von erwerbsmindernder Relevanz. Die Belastung
durch die Kopfschmerzen fÃ¼hrt zwar zu wiederkehrenden Beschwerden, welche
jedoch bislang durch die Einnahme von Schmerztabletten beherrschbar waren und
noch nicht zu einer fachspezifischen Behandlung gefÃ¼hrt haben. Der Senat
vermag insofern auch nicht der abweichenden Ansicht von Dr. Andrae in ihrer
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 29.12.2016 zu folgen, zumal die KlÃ¤gerin
dort nur in niederfrequenter Behandlung ist und der von Dr. Andrae angefÃ¼hrte
fehlende Antrieb in den Gutachten von Dr. S. und Dr. H. nicht bestÃ¤tigt werden
konnte. Das zuletzt von der KlÃ¤gerin vorgelegte Attest von Dr. A. vom 06.09.2019
enthÃ¤lt insofern auch keine neuen Befunde, sondern verweist auf die bereits in der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 29.12.2016 diagnostizierte rezidivierende
depressive StÃ¶rung und somatoforme SchmerzstÃ¶rung.

Dr. E.- D. konnte in ihrem Gutachten im Verwaltungsverfahren vom 19.07.2016
ebenfalls keine LeistungseinschrÃ¤nkung von erwerbsmindernder Relevanz
erkennen. Die KlÃ¤gerin hat angegeben, sie gehe mit dem Hund Gassi und verrichte
noch leichte HaushaltstÃ¤tigkeiten. Auch mache sie Gymnastik und sei in der
Kirchengemeinde aktiv. Sie verbringe auch 30 Minuten am Tag am Computer. Die
KlÃ¤gerin zeigte sich bei der Begutachtung sehr gesprÃ¤chig und bewusstseinsklar.
Der Gedankengang war formal und inhaltlich unauffÃ¤llig. Die Grundstimmung
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zeigte sich moros verstimmt, jedoch nicht mittelschwer oder schwer depressiv. Die
affektive SchwingungsfÃ¤higkeit, der Antrieb und die Psychomotorik waren
unauffÃ¤llig. Der Senat vermag auch den von Dr. E.â�� D. erhobenen Befunde eine
zeitliche EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens nicht zu entnehmen.

Auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet bestehen bei der KlÃ¤gerin, wie der Senat auf der
Grundlage der Gutachten von Dr. T. vom 04.04.2018 und von Dr. H. vom
06.11.2018 feststellt, bei der KlÃ¤gerin degenerative VerschleiÃ�erkrankung der
HalswirbelsÃ¤ule nach mehrfachen Voroperationen, Implantation einer
Bandscheibenprothese C6/C7 2015 mit verbliebener endgradiger
FunktionseinschrÃ¤nkung ohne radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik, degenerative
VerschleiÃ�erkrankung der BrustwirbelsÃ¤ule, kernspintomographisch
nachgewiesene BandscheibenvorwÃ¶lbungen TH 5/6 bis TH 8/9 ohne
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung und ohne radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik,
degenerative VerschleiÃ�erkrankungen der LendenwirbelsÃ¤ule, mehrfache
Voroperationen, kernspintomographisch nachgewiesener Bandscheibenvorfall L3/L4
mit endgradiger FunktionseinschrÃ¤nkung ohne radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik,
eine kernspintomographisch nachgewiesene kleine Osteochondrosis disekans
mediale Thalusschulter am rechten Sprunggelenk ohne aktuelle
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung sowie beginnende degenerative VerschleiÃ�erkrankung
des Schultereckgelenks beidseits.

Der Senat stellt des Weiteren auf der Grundlage der Gutachten von Dr. T. vom
04.04.2018 und von Dr. H. vom 06.11.2018 fest, dass es der KlÃ¤gerin aus
orthopÃ¤discher Sicht noch mÃ¶glich ist, leichte Arbeiten in wechselnder
KÃ¶rperhaltung ohne Zwangshaltungen wie stÃ¤ndiges BÃ¼cken oder Knien, ohne
das Tragen von Lasten Ã¼ber 10 kg, ohne permanente Ã�berkopfarbeiten, ohne
Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, ohne stÃ¤ndiges Gehen und Stehen, ohne
hÃ¤ufiges Treppensteigen, ohne permanentes Arbeiten im Freien oder Arbeiten bei
Hitze, KÃ¤lte oder NÃ¤sse, Zugluft und Temperaturschwankungen sechs Stunden
arbeitstÃ¤glich und mehr zumutbar sind. MÃ¶glich sind daher beispielsweise leichte
Unterrichts- und Ã�berwachungstÃ¤tigkeiten, Rezeptions- und Telefondienste, wie
der Gutachter Dr. H. ausfÃ¼hrt.

Dr. T. fÃ¼hrt im orthopÃ¤dischen Befund aus, dass das Entkleiden des Ober- und
UnterkÃ¶rpers ohne Schwierigkeiten erfolgte. Hierbei wurden auch Rumpfbeugen
zÃ¼gig und ohne Komplikationen vorgenommen. Die Motorik der HÃ¤nde zeigte
sich beim Entkleiden ungestÃ¶rt. Im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule zeigte sich ein
deutlicher Druckschmerz ohne erhÃ¶hten Muskelhartspann oder Myogelosen mit
endgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung der HalswirbelsÃ¤ule. Im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule lag ein deutlicher Druckschmerz im gesamten Verlauf bereits
beim Auflegen der HÃ¤nde vor, ohne dass ein erhÃ¶hter Muskelhartspann oder
Myogelosen tastbar waren. Auch ein segmentaler Stauchungsschmerz oder
Durchfederungsschmerz war nicht vorhanden. Der FuÃ�-Boden-Abstand betrug 17
cm, das Zeichen nach Ott 30/32 cm, das Zeichen nach Schober 10/14 cm. Die
Beweglichkeit der Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule war endgradig eingeschrÃ¤nkt.
Hinweise auf Nervenwurzelreizerscheinungen lagen nicht vor. Die HÃ¼ftgelenke
zeigten keinen pathologischen Befund. Die Kniegelenke zeigten sich bis auf einen
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leichten Druckschmerz Ã¼ber dem inneren und Ã¤uÃ�eren Gelenkspalt ohne
Erguss oder Reizerscheinungen mit stabiler BandfÃ¼hrung und nicht
eingeschrÃ¤nkter Beweglichkeit. Die Sprung- und FuÃ�gelenke waren frei beweglich
bei deutlichem Druckschmerz bereits beim Auflegen der Finger zur klinischen
Untersuchung der Innen- und AuÃ�enknÃ¶chel. Auch im Bereich der
Schultergelenke bestand ein Druckschmerz, ohne dass die Beweglichkeit
eingeschrÃ¤nkt gewesen wÃ¤re und ohne Anzeichen fÃ¼r Reizerscheinungen. Die
Beweglichkeit der Ellenbogen- und Handgelenke sowie der Finger war nicht
eingeschrÃ¤nkt ohne Kraftdefizit, bei Druckschmerz beim Auflegen der Finger zur
klinischen Untersuchung.

Dr. H. konnte in seinem Gutachten vom 06.11.2018 ebenfalls keine wesentlichen
abweichenden Befunde erheben. Die KlÃ¤gerin wird als sehr klagsam bei oft
ausschweifender und ausweichender Beantwortung der Fragen geschildert. Es
bestehe ein unÃ¼bersehbar leidensbetontes Verhalten. Schmerzen wurden von der
KlÃ¤gerin in sÃ¤mtlichen KÃ¶rperteilen angegeben. Im Befund zeigten sich die
HalswirbelsÃ¤ule und die Kopfgelenke endgradig schmerzhaft
bewegungseingeschrÃ¤nkt. Die in der Untersuchung imponierende Fixierung des
Beckens bei der BewegungsprÃ¼fung der Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule (Zeichen
nach Ott 30/31 cm, Zeichen nach Schober 10/13 cm) konnte bei der Beobachtung
von Komplexbewegungen wie beispielsweise beim Hinsetzen und Aufstehen aus
dem Sitzen sowie beim Auskleiden ebenso wenig bestÃ¤tigt werden wie die massive
EinschrÃ¤nkung der globalen WirbelsÃ¤ulenbeweglichkeit. Die
Schulterbeweglichkeit zeigte sich endgradig schmerzhaft eingeschrÃ¤nkt, die
Beweglichkeit der Ellenbogen-, Hand- und Fingergelenke war normgerecht. Auch die
Beweglichkeit der HÃ¼ft- und Kniegelenke zeigte sich nicht hÃ¶hergradig
eingeschrÃ¤nkt. Auch lag kein Erguss oder eindeutige Schwellung sowie keine
InstabilitÃ¤t vor. Die Sprung- und FuÃ�gelenke waren ebenfalls bei der
Untersuchung nicht in der Beweglichkeit eingeschrÃ¤nkt.

Der Senat kann mit den Gutachten von Dr. T. und Dr. H. nicht feststellen, dass die
KlÃ¤gerin durch die FunktionsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet nicht
mehr in der Lage ist, leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sechs
Stunden arbeitstÃ¤glich und mehr zu verrichten. Eine hÃ¶hergradige und
tatsÃ¤chlich auf objektive Befunde zurÃ¼ckfÃ¼hrbare FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
konnten die Gutachter weder im Bereich der WirbelsÃ¤ule noch im Bereich der
oberen und unteren ExtremitÃ¤ten erheben. Die von der KlÃ¤gerin angegebenen
Schmerzen konnten nicht auf objektive degenerative VerÃ¤nderungen
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden und sind somit nach dem demonstrierten Schweregrad
ohne organisches Korrelat. Auch ist bezÃ¼glich der von der KlÃ¤gerin angegebenen
BewegungseinschrÃ¤nkungen anzumerken, dass beide Gutachter ein klar
erkennbares demonstratives Verhalten der KlÃ¤gerin und eine Diskrepanz zwischen
den demonstrierten EinschrÃ¤nkungen und der Beweglichkeit in unbeobachteten
Momenten erkannt haben. Eine schwerwiegende LeistungseinschrÃ¤nkung auf
orthopÃ¤dischem Fachgebiet konnte auch Dr. H. in seinem am 15.12.2015
erstellten Gutachten bestÃ¤tigen. HÃ¶hergradige dauerhafte
BewegungseinschrÃ¤nkungen oder anhaltende Nervenwurzelreizerscheinungen
lagen nicht vor. Der Verlauf der stationÃ¤ren orthopÃ¤dischen
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RehabilitationsmaÃ�nahme in der Rehaklinik Sonnhalde vom 27.05.2016 bis zum
17.06.2015 vermag eine LeistungseinschrÃ¤nkung von erwerbsmindernder
Relevanz ebenfalls nicht zu begrÃ¼nden. Die KlÃ¤gerin hat angegeben in
unregelmÃ¤Ã�igen AbstÃ¤nden Gartenarbeit zu machen sowie Schwimmen und
Radfahren. Sie gehe hÃ¤ufig mit ihrem kleinen Hund spazieren, wobei sie nur kurze
gerade Strecken wÃ¤hle. Bei der Untersuchung der groÃ�en Gelenke an den oberen
und unteren ExtremitÃ¤ten konnten allenfalls endgradige
BewegungseinschrÃ¤nkungen erhoben werden ohne InstabilitÃ¤ten. Die schwere
Schmerzchronifizierung mit Neigung zur perseverierenden Katastrophisierung der
Beschwerden wurde als dringend behandlungsbedÃ¼rftig angesehen. Eine
kÃ¶rperliche Belastung fÃ¼r mehr als leichte TÃ¤tigkeiten wurde verneint, wobei
leichte TÃ¤tigkeiten noch sechs Stunden als zumutbar erachtet wurden. Der Senat
stellt mit dem Rehaentlassungsbericht fest, dass auch wÃ¤hrend der stationÃ¤ren
RehabilitationsmaÃ�nahme keine schwerwiegenden organischen Befunde erhoben
wurden, welche die geklagten Schmerzen und EinschrÃ¤nkungen erklÃ¤ren
kÃ¶nnten. Der Senat vermag indes mit den Gutachten von Dr. S. und Dr. H. jedoch
auch nicht festzustellen, dass die KlÃ¤gerin infolge einer schweren
Schmerzerkrankung erwerbsgemindert wÃ¤re. Eine ambulante Schmerztherapie
wurde nach den Angaben der KlÃ¤gerin bei der Begutachtung durch Dr. T. nicht
wahrgenommen. Der Bericht der Neurologin Dr. B. vom 12.09.2019 teilt zwar eine
depressive Stimmungslage mit, bei jedoch noch ausreichender
SchwingungsfÃ¤higkeit ohne DenkstÃ¶rungen und mit intakten mnestischen
Funktionen.

Soweit der behandelnde OrthopÃ¤de Dr. A. in seiner sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussage vom 23.12.2016 ein zeitliches LeistungsvermÃ¶gen von nur noch
drei bis unter sechs Stunden annimmt, teilt er lediglich Diagnosen, jedoch keine
Befunde mit, welche diese EinschÃ¤tzung rechtfertigen. Keiner der orthopÃ¤dischen
Gutachter konnte bei der Untersuchung der KlÃ¤gerin
Nervenwurzelreizerscheinungen der WirbelsÃ¤ule oder schwergradige
BewegungseinschrÃ¤nkungen der Kniegelenke bestÃ¤tigen. Soweit Dr. Abel diese in
seiner Diagnosestellung auffÃ¼hrt, vermag der Senat angesichts des Fehlens
entsprechender Befundberichte, dies nicht nachzuvollziehen, zumal Dr. N. fÃ¼r die
seit dem 02.12.1997 behandelnde orthopÃ¤dische Praxis Dr. M. und Dr. E. noch ein
LeistungsvermÃ¶gen von sechs Stunden fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten als gegeben
ansieht. AussagekrÃ¤ftige Befunde werden von Dr. A. auch nicht im Attest vom
06.08.2019 sowie der Diagnoseaufstellung vom 26.01.2018 mitgeteilt. Letztere
enthÃ¤lt eine Vielzahl an Diagnosen ohne Erhebung der hieraus noch bestehenden
FunktionseinschrÃ¤nkungen. Nach dem Bericht der Neurologin und Psychiaterin Dr.
B. vom 13.12.2018 zeigten sich neurologisch keine eindeutigen Hinweise auf eine
radikulÃ¤re Symptomatik oder eine SchÃ¤digung langer Bahnen. Auch der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage der HausÃ¤rztin Dr. T. vom 20.01.2017 sowie
ihrem Attest vom 10.10.2019 vermag der Senat keine Befunde zu entnehmen,
welche die EinschÃ¤tzung der Gutachter widerlegen kÃ¶nnten und die von Dr. T.
angenommene Erwerbsminderung stÃ¼tzen kÃ¶nnten.

Der Senat kann auch nicht feststellen, dass die internistischen, urologischen oder
pneumologischen Erkrankungen der KlÃ¤gerin die Annahme einer

                            11 / 14



 

Erwerbsminderung rechtfertigen. PD Dr. H. hat in seiner sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussage vom 28.02.2017 bestÃ¤tigt, dass eine zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung aufgrund des Mikroprolaktinoms der Hypophyse, der
Adipositas Grad 2 sowie der arteriellen Hypertonie nicht besteht. Die von der
KlÃ¤gerin eingereichte Befundberichte Ã¼ber die Ureterozele, die chronische
Harnweginfektion, die Dranginkontinenz mit Zustand nach benignen
Harnblasentumor belegen kein Tumorrezidiv und auch keine schwerwiegende
Harninkontinenz. Die Behandlungen in der Urologischen Klinik des
Diakonieâ��Klinikums erfolgten am 23.12.2018 ambulant infolge einer akuten
Symptomatik und vom 20./21.12.2018 zur Ureterocelenschlitzung. Die Entlassung in
gutem Allgemeinzustand und ohne Hinweise auf eine bleibende hÃ¶hergradige
LeistungseinschrÃ¤nkung. Der nachfolgende Bericht des Urologen Dr. Z. vom
08.04.2019 fÃ¼hrt einen unauffÃ¤lligen urethrozystoskopischen Befund auf mit
persistierender Dranginkontinenz. Die Dranginkontinenz ist â�� wie der Senat dem
Bericht Ã¼ber die ambulante Vorstellung der KlÃ¤gerin am 25.06.2019 in der
Urologie des Diakonie-Klinikums entnimmt, medikamentÃ¶s behandelbar. Der Senat
kann eine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung infolge der Harninkontinenz nach den
vorliegenden Befundberichten nach dem derzeitigem Schweregrad nicht feststellen.
Das am 05.06.2019 operierte Karpaltunnelsyndroms nach dem Bericht von Dr. K.
fÃ¼hrt ebenfalls nicht zur Annahme einer Erwerbsminderung. Eine entzÃ¼ndlich
â�� rheumatische Erkrankung konnte nach dem Befundbericht von Dr. Strenger
vom 28.11.2018 nicht verifiziert werden.

Auch aus den von der KlÃ¤gerin im erst- und zweitinstanzlichen Verfahren
eingereichten Befundberichte folgt keine anderweitige Bewertung des
LeistungsvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin. Diese wurden von den Gutachtern
gewÃ¼rdigt, ohne dass dies zu einer anderslautenden LeistungseinschÃ¤tzung der
Gutachter gefÃ¼hrt hat. Soweit die KlÃ¤gerin die Befundberichte nach der
Erstellung des letzten Gutachtens durch Dr. H. eingereicht hat, folgt aus diesen
nach PrÃ¼fung und Bewertung durch den Senat ebenfalls keine Erwerbsminderung,
da keine wesentlich neuen Befunde von erwerbsmindernder Relevanz enthalten
sind bzw. bezÃ¼glich der Arthroskopie des rechten Kniegelenkes am 29.01.2019
durch Dr. G. noch keine dauerhafte EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit zu diesem
Zeitpunkt zu erkennen ist. Da die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nach
dem von der Beklagten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 02.12.2019
vorgelegten Versicherungsverlauf letztmals im Januar 2019 erfÃ¼llt waren, fÃ¼hrt
eine nach diesem Zeitpunkt eingetretene Verschlechterung von erwerbsmindernder
Relevanz â�� welche der Senat jedoch vorliegend indes nicht auf der Grundlage der
ab dem 01.02.2019 erstellten Befundberichten feststellen kann â�� nicht mehr zur
GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente.

Insgesamt konnte der Senat unter BerÃ¼cksichtigung der festgestellten
GesundheitsstÃ¶rungen sich davon Ã¼berzeugen, dass die KlÃ¤gerin im Zeitraum
der Antragstellung am 07.09.2015 und auch nachfolgend noch in der Lage ist, unter
den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes leichte TÃ¤tigkeiten
arbeitstÃ¤glich 6 Stunden auszuÃ¼ben; sie hat jedoch die von Dr. S. vom
21.03.2018, Dr. T. vom 04.04.2018, Dr. H. vom 12.07.2018 sowie von Dr. H. vom
06.11.2018 sowie die von Dr. H. vom 15.12.2015 und von Dr. E. â�� D.
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dargestellten qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen zu beachten. Der Senat
konnte dieses LeistungsvermÃ¶gen bezogen auf den Zeitpunkt des Rentenantrages
ab dem 07.09.2015 sowie seither ununterbrochen feststellen. Insoweit fÃ¼hren
auch weder kÃ¶rperliche und seelische Erkrankungen und Behinderungen zu einer
zeitlichen, also quantitativen Limitierung des LeistungsvermÃ¶gens noch ergibt sich
aus den qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen einzeln oder in Kombination eine
solche zeitliche (quantitative) EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit oder eine
Verschlossenheit des Arbeitsmarktes. So liegt weder eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen noch eine schwere spezifische
Leistungsbehinderung vor, die trotz zeitlich nicht relevant eingeschrÃ¤nktem
LeistungsvermÃ¶gen eine rentenrechtliche Erwerbsminderung annehmen lassen. So
ist die KlÃ¤gerin auch in der Lage, 4-mal tÃ¤glich Wegstrecken von jeweils 500
Metern innerhalb von 20 Minuten zurÃ¼ckzulegen und zu Hauptverkehrszeiten
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zu benutzen, wie der Senat auf der Grundlage der
eingeholten Gutachten von Dr. S. vom 21.03.2018, Dr. T. vom 04.04.2018, Dr. H.
vom 12.07.2018 sowie von Dr. H. vom 06.11.2018 sowie die von Dr. H. vom
15.12.2015 und von Dr. E. â�� D. feststellen konnte. Die KlÃ¤gerin fÃ¤hrt kÃ¼rzere
Stecken noch selbst, wie sie bei der Begutachtung durch Dr. H. angegeben hat, und
benutzt auch noch Ã¶ffentliche Verkehrsmittel. Sie hat bei der Begutachtung durch
Dr. T. noch eine Wegstrecke zu FuÃ� von 700 bis 800 Metern zu FuÃ� in einer
Viertelstunde angegeben. Objektive Befunde, welche die eine wesentliche
EinschrÃ¤nkungen der WegefÃ¤higkeit rechtfertigen, konnte der Senat jedoch nicht
feststellen. Soweit die KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 02.12.2019
angegeben hat, dass sie sich nur noch am Rollator fortbewegen kÃ¶nne, liegt keine
Ã¤rztliche Verordnung mit entsprechender BegrÃ¼ndung der medizinischen
Notwendigkeit des Gebrauchs eines Rollators vor. Zudem wÃ¤re angesichts der
letztmaligen ErfÃ¼llung der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen im Januar
2019 eine danach eingetretene â�� vorliegend vom Senat nicht feststellbare â��
Verschlechterung der Geh- und WegefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin unbeachtlich. Die
KlÃ¤gerin ist damit nicht erwerbsgemindert, sie hat daher keinen Anspruch auf die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung nach Â§ 43 Abs. 1 bzw. Abs. 2
SGB VI.

Auch ein Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit steht der im Jahr 1964 geborenen KlÃ¤gerin bereits aus
RechtsgrÃ¼nden nicht zu (Â§ 240 Abs. 1 SGB VI).

Der Sachverhalt ist vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt. Die Sach- und Rechtslage ist im nicht
â�� Ã¶ffentlichen Termin am 22.07.2019 mit den Beteiligten erÃ¶rtert worden. Der
Senat hÃ¤lt weitere Ermittlungen nicht fÃ¼r erforderlich. Die vorliegenden
Ã¤rztlichen Unterlagen haben zusammen mit den Gutachten dem Senat die fÃ¼r
die richterliche Ã�berzeugungsbildung notwendigen sachlichen Grundlagen
vermittelt (Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 SGG, Â§ 412 Abs. 1 ZPO). Einen Antrag nach Â§ 109
SGG hat die KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren nicht gestellt.

Konnte der Senat damit nicht feststellen, dass die KlÃ¤gerin i.S.d. Â§ 43 SGB VI voll
bzw. teilweise erwerbsgemindert und auch nicht berufsunfÃ¤hig i.S.d. Â§ 240 Abs. 1
SGB VI ist, hat diese keinen Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung. Die
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Berufung der KlÃ¤gerin war daher in vollem Umfang als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Berufung der KlÃ¤gerin war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG. Im Hinblick auf den in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 02.12.2019 offensichtlichen subjektiven
Leidensdruck der KlÃ¤gerin hat der Senat von einer VerhÃ¤ngung der bereits
angedrohten Kosten nach Â§ 192 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG trotz offensichtlicher
Aussichtslosigkeit der Rechtsverfolgung Abstand genommen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht.

Erstellt am: 07.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            14 / 14

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/192.html
http://www.tcpdf.org

